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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 13 R 132/10 B 
 
L 7 R 96/09 (LSG für das Saarland) 
S 9 R 491/07 (SG für das Saarland) 
 
 
 
……………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………….., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Oberbayern, 
Thomas-Dehler-Straße 3, 81737 München, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. Juli 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr.  S t e i n w e d e l ,  den Richter G a s s e r  

und die Richterin Dr. O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts für das Saarland vom 29. März 2010 wird als unzulässig ver-

worfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 29.3.2010 hat das LSG für das Saarland den Anspruch der Klägerin auf eine hö-

here Altersrente verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung vom 1.7.2010 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil der allein geltend gemachte 

Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung nicht ordnungsgemäß dargelegt worden ist 

(§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzlich bedeutsam iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass 

diese Fragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen 

der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt. 

 

Um seiner Darlegungspflicht (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zu genügen, muss ein Beschwerde-

führer mithin, (1) eine konkrete Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre 

konkrete Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie (4) die über den Einzelfall hin-

ausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) aufzei-

gen (vgl zum Ganzen BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Die Klägerin hält die Frage für grundsätzlich bedeutsam, ob "die Tragung des vollen Versiche-

rungsbeitrages zur Pflegeversicherung ab 01.04.2004 gegen ihre verfassungsrechtlichen 

Grundrechte verstößt." 

 

Damit hat die Klägerin zwar eine Rechtsfrage formuliert, die im vorliegenden Verfahren grund-

sätzlich klärungsfähig (entscheidungserheblich) sein mag. Sie zeigt aber nicht auf, dass sich 

die Beantwortung der gestellten Frage nicht schon aus dem Gesetz oder aus der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung ergebe, mithin klärungsbedürftig sei. 

 

Die Klägerin trägt vor: Sie verkenne zwar nicht, dass das BSG in der vom LSG zitierten Ent-

scheidung vom 29.11.2006 - B 12 R 5/06 R (Parallelentscheidung zum ebenfalls vom LSG ge-

nannten Urteil B 12 RJ 4/05 R - BSGE 97, 292 = SozR 4-3300 § 59 Nr 1) die von der Klägerin 
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behauptete Verfassungswidrigkeit nicht teile. Wegen dieser Frage seien jedoch noch Verfas-

sungsbeschwerden beim BVerfG anhängig. 

 

Damit trägt die Klägerin selbst vor, dass die von ihr aufgeworfene Rechtsfrage bereits höchst-

richterlich durch das BSG entschieden und mithin nicht mehr klärungsbedürftig sei. 

 

Soweit die Klägerin der Auffassung ist, dass das BVerfG noch nicht abschließend über die 

Rechtsfrage entschieden habe, kommt es im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde nicht 

auf den Bedarf nach Klärung durch das BVerfG an, sondern entscheidend ist die Frage der Klä-

rungsbedürftigkeit innerhalb des Revisionsverfahrens (vgl Senatsbeschluss vom 2.11.2009 

- B 13 R 291/09 B - BeckRS 2009, 74206 RdNr 11; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72); für 

diese aber lässt sich der Beschwerdebegründung nichts entnehmen. 

 

Im Kern widerspricht die Klägerin lediglich der nach ihrer Auffassung unzutreffenden höchstrich-

terlichen Rechtsprechung. Sie hätte aber auf der Grundlage der Rechtsprechung des BSG dar-

legen müssen, dass diese bisherige Rechtsprechung erheblicher Kritik ausgesetzt sei oder 

dass unabhängig davon neue erhebliche Gesichtspunkte vorliegen (vgl Senatsbeschluss vom 

13.9.2007 - B 13/4 R 551/06 B - Juris RdNr 9; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 71). Daran 

fehlt es hier. Im Übrigen hätte die Klägerin aus den von ihr in Bezug genommenen Entschei-

dungsgründen des angefochtenen LSG-Urteils entnehmen können, dass das BVerfG mit Be-

schluss (Kammer) vom 7.10.2008 (1 BvR 2995/06, 1 BvR 740/07) entschieden hat, dass es mit 

dem GG vereinbar ist, dass Rentner seit dem 1.4.2004 mit dem vollen Beitrag zur sozialen Pfle-

geversicherung belastet werden und es entsprechende Verfassungsbeschwerden nicht zur Ent-

scheidung angenommen hat. 

 

Soweit die Klägerin vorträgt, "die ebenfalls entschiedene Frage des zusätzlichen Krankenversi-

cherungsbeitrages der Rentner, der zur Finanzierung der Krankengeldzahlungen der gesetzli-

chen Krankenversicherung dienen soll", sei von grundsätzlicher Bedeutung, weil den Rentnern 

ein "Sonderopfer" abgefordert werde, das verfassungsrechtlich insbesondere im Hinblick auf 

den Gleichheitssatz in keiner Weise gerechtfertigt sei, hat sie die og Darlegungserfordernisse 

an eine Grundsatzrüge ebenfalls nicht erfüllt. 

 

Unabhängig davon, dass die Klägerin keine Rechtsfrage in klarer Formulierung dargetan hat, 

hat sie es versäumt, die Klärungsbedürftigkeit aufzuzeigen. Insbesondere setzt sie sich auch 

hier in keiner Weise mit der - im angefochtenen Urteil zitierten - Rechtsprechung des BSG zu 

der aufgeworfenen Problematik auseinander (s Urteile vom 18.7.2007 - B 12 R 21/06 R - BSGE 

99, 19 = SozR 4-2500 § 241a Nr 1; vom 21.1.2009 - B 12 R 11/06 R - SozR 4-2500 § 241a Nr 2 

und B 12 R 1/07 R - USK 2009-53). Die Auseinandersetzung mit höchstrichterlicher Rechtspre-

chung erfordert es, anhand dieser Rechtsprechung zu begründen, dass Bedarf nach einer 

- weiteren - Entscheidung des Revisionsgerichts bestehe (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 23 
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S 42; BSG Beschluss vom 27.6.2001 - B 6 KA 6/01 B - Juris RdNr 4). Hierfür hätte die Klägerin 

auf die vorhandene höchstrichterliche Rechtsprechung näher eingehen und anhand dieser 

begründen müssen, weshalb eine - weitere - höchstrichterliche Klärung erforderlich erscheint 

(vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 71). Allein der pauschale Hinweis, dass die Regelung 

der Überprüfung des BVerfG bedürfe, und dass insoweit Verfassungsbeschwerden anhängig 

seien, reicht - wie oben bereits ausgeführt - zur Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung der 

Rechtssache im Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren nicht aus. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 Satz 2 und 3 SGG 

durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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